Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 3188 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 


Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469) wird wie folgt geändert: 

1. In § 13 Abs. 4 werden die Worte „von 3 
bis 15 Deutsche Mark“ ersetzt durch die 
Worte „10 bis 30 Deutsche Mark“. 


2. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundrente beträgt monatlich 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 30 V. H. 33 Deutsdie Mark, 

um 40 V. H. 3 8 Deutsche Mark, 

um 50 V. H. 40 Deutsche Mark, 

um 60 V. H. 50 Deutsche Mark, 

um 70 V. H. 67 Deutsche Mark, 

um 80 V. H. 85 Deutsche Mark, 

um 90 V. H. 100 Deutsche Mark, 

beiErwerbsunfähigkeit 1 20 Deutsche Mark. 


Die Grundrente erhöht sich für Schwer- 
beschädigte, die das sechzigste Lebensjahr 
vollendet haben, um 10 Deutsche Mark. 
Sie erhöht sich ferner für jedes von einem 
Schwerbeschädigten mit einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 
vom Hundert unterhaltene Kind bis zum 
vollendeten achtzehnten Lebensjahr um 
20 Deutsche Mark.“ 


3. § 31 erhält folgenden neuen Absatz 5: 

„(5) Als Kinder im Sinne des Absatzes 1 
gelten: 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

4. Stiefkinder, 

5. Pflegekinder, wenn sie von dem Be- 
schädigten schon vor Anerkennung der 
Folgen der Schädigung unentgeltlich 
unterhalten worden sind, 

6. uneheliche Kinder, wenn sie nicht später 
als dreihundertzwei Tage nach An- 
erkennung der Folgen der Schädigung 
geboren sind, 

uneheliche Kinder eines männlichen Be- 
schädigten unter der weiteren Voraus- 
setzung, daß seine Vaterschaft glaub- 
haft gemacht ist.“ 

4. § 32 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Ausgleichsrente erhöht sich für 
die Ehefrau (den Ehemann) um 20 Deut- 
sche Mark monatlich. Sie kann in gleicher 
Weise nach Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres erhöht werden für ein un- 
verheiratetes Kind, das 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbil- 
dung befindet, längstens bis zur Voll- 
endung des vierundzwanzigsten Le- 
bensjahres, bei männlichen Kindern 
bis zur Vollendung des fünfundzwan- 
zigsten Lebensjahres, 
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b) bei Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres infolge körperlicher oder 
geistiger Gebredien außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten, solange die- 
ser Zustand dauert." 

5. In § 33 Abs. 1 werden die Zahlen „105“ 
durch „130“, „110“ durch „140“, „130“ 
durch „165“, „150“ durch „190“, „170“ 
durch „220“ und „195“ durch „250“ er- 
setzt. 

6. In § 40 wird die Zahl „55“ durch die 
Zahl „75“ ersetzt. 

7. In § 41 Abs. 4 wird die Zahl „120“ durch 
die Zahl „150“ ersetzt. 

8. § 46 erhält folgende neue Fassung: 

4 46 

(1) Die Grundrente beträgt bei Waisen, 
deren Vater oder Mutter noch lebt, 
25 Deutsche Mark, bei Waisen, deren Vater 
und Mutter nicht mehr leben, 40 Deut- 
sche Mark monatlich. 

(2) Im Falle der Wiederverheiratung 
des überlebenden Elternteils erhalten die 
Waisen die erhöhte Grundrente von 
40 Deutsche Mark monatlich.“ 

9. § 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich 

bei Waisen, deren Vater oder Mutter 
noch lebt, 

50 Deutsche Mark 

bei Waisen, deren Vater und Mutter nicht 
mehr leben oder deren überlebender 
Elternteil sich wieder verheiratet hat, 

75 Deutsche Mark.“ 

10. § 47 Abs. 3 endet wie folgt: 

„bei Waisen, deren Vater und Mutter 
nicht mehr leben oder deren überlebender 
Elternteil sich wieder verheiratet hat, 

90 Deutsche Mark.“ 

Bonn, den 7. Februar 1957 


11. In § 48 wird nach Absatz 1 folgender 
neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt auch bei einer Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit des Beschä- 
digten um mindestens 50 vom Hundert, 
wenn die Versorgung der Witwe und der 
Waisen nicht anderweitig sichergestellt 
ist.“ 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 3 und 4. 

12. In § 50 Abs. 1 werden die Worte „wenn 
der Verstorbene der Ernährer seiner 
Eltern gewesen ist oder geworden wäre“ 
gestrichen. 

13. In § 51 Abs. 2 werden die Zahlen „170“ 
durch „200“ und „115“ durch „140“ er- 
setzt. 

14. Die §§ 56 bis 59 werden gestrichen. 

Artikel 2 

Rentenänderungen nach Artikel 1 Nr. 2, 
6, 8 und 9 werden von Amts wegen neu fest- 
gestellt. Das gleiche gilt für Änderungen nach 
Artikel 1 Nr. 1. Im übrigen werden erhöhte 
Leistungen nach Artikel 1 mit Wirkung vom 
1. April 1957 gewährt, wenn der Antrag 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gestellt wird. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Das Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 5 

Das Gesetz tritt am 1. April 1957 in Kraft. 


Frau Hütter 
Wedel 

Lenz (Trossingen) und Fraktion 



